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Entschließungsantrag 

der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 


zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
- Drucksache 1 3/7054 - 


Bericht der Bundesregierung anläßlich der VN-Sondergeneralversammlung 
über Umwelt und Entwicklung 1997 in New York 


Auf dem Weg zu einer nachhaltigen Entwicklung in Deutschland 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1 . Das Leitbild der nachhaltigen Entwicklung, auf das sich die in- 
ternationale Staatengemeinschaft 1992 in Rio verständigt hat, 
erfordert Weichenstellungen in allen Bereichen des Lebens und 
Wirtschaftens. Die LFmsetzung der Agenda 21, des globalen 
Aktionsprogramms für das 21. Jahrhundert, gehört national 
und international zu den vordringlichen Aufgaben, um ge- 
rechte Entwicklungschancen für heutige und künftige Gene- 
rationen zu sichern. Ökologie, Ökonomie und soziale Sicher- 
heit werden auf diese Weise miteinander verknüpft, wie es den 
Beschlüssen von Rio entspricht. 

2. ln Deutschland ist die nachhaltige Entwicklung Leitbild poli- 
tischen Handelns. Das Gebot, „auch in Verantwortung für die 
künftigen Generationen die natürlichen Lebensgrundlagen (zu 
schützen)" wurde 1994 als Staatsziel im Grundgesetz veran- 
kert und ist Grundlage für die Gestaltung des Rahmens einer 
Ökologischen und Sozialen Marktwirtschaft. 

3 . Der Bericht der Bundesregierung „ Auf dem Weg zu einer nach- 
haltigen Entwicklung in Deutschland" macht deutlich, daß das 
Postulat der Nachhaltigkeit nicht nur die spezifische Umwelt- 
politik der Bundesregierung prägt, sondern auch in allen an- 
deren Politikbereichen als Ziel verankert ist und die Hand- 
lungsstrategien bestimmt. Damit nimmt Deutschland nicht nur 
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durch seine international anerkannte Politik der Umweltvor- 
sorge, sondern auch durch seine politischen Strategien in den 
Bereichen Wirtschaft, Energie, Verkehr, Landwirtschaft, Städ- 
tebau, Tourismus, Gesundheit, Forschung und Entwicklung 
u. a. seine Verantwortung für eine weltweite nachhaltige Ent- 
wicklung wahr. 

II. Das Leitbild der nachhaltigen Entwicklung wendet sich nicht 
nur an die Politik auf allen staatlichen Ebenen, sondern an alle, die 
mit ihrem Handeln zu einer nachhaltigen Entwicklung beitragen. 
Die Verwirklichung des Nachhaltigkeitsziels für Deutschland ist 
auf die Mitwirkung der Akteure angewiesen. Gefordert sind Pro- 
duzenten und Konsumenten ebenso wie die verschiedenen ge- 
sellschaftlichen Gruppen und Entscheidungsträger in Politik und 
Verwaltung, Wirtschaft, Bildung, Wissenschaft und Forschung. 

Vor diesem Hintergrund begrüßt der Deutsche Bundestag die viel- 
fältigen Aktivitäten, die bisher in Deutschland eingeleitet wurden, 
um das Leitbild der nachhaltigen Entwicklung in konkretes Han- 
deln zu überführen und es in allen Bereichen von Politik und Ge- 
sellschaft zu verankern: 

1. Der von der Bundesministerin für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit, Dr. Angela Merkel, eingeleitete Dialogpro- 
zeß „Schritte zu einer nachhaltigen, umweltgerechten Ent- 
wicklung" zielt darauf ab, Prioritäten für künftiges Handeln 
festzulegen und die Beiträge, die von staatlichen und nicht- 
staatlichen Akteuren zu einer nachhaltigen Entwicklung ge- 
leistet werden können, deutlich zu machen. Umweltverbände, 
Unternehmensverbände und Gewerkschaften, Wissenschaft, 
Frauen- und Jugendorganisationen werden auf diese Weise in 
den Prozeß zur Umsetzung der Agenda 21 eingebunden. Die 
Arbeitsgruppen, die zu sechs prioritären Handlungsfeldern ge- 
bildet wurden, werden noch vor der Sondergeneralversamm- 
lung der Vereinten Nationen im Juni 1997 eine erste Bilanz zie- 
hen. 

2. Die Zusammenarbeit der Bundesministerien in Fragen der 
nachhaltigen Entwicklung wurde intensiviert. Der gemeinsam 
von den Bundesministerien erarbeitete Bericht „Auf dem Weg 
zu einer nachhaltigen Entwicklung" belegt diesen integrati- 
ven Ansatz. 

3. Das Nationale Komitee für nachhaltige Entwicklung als Dia- 
logforum gesellschaftlicher Gruppen aus Politik, Wirtschaft 
und Gesellschaft hat den Rio-Prozeß von Beginn an aktiv be- 
gleitet. Eine wichtige Aufgabe sieht es darin, die Beiträge der 
repräsentierten Gruppen zur Förderung einer nachhaltigen 
Entwicklung in Deutschland festzustellen und zu koordinieren. 
Vor der Sondergeneralversammlung der Vereinten Nationen 
im Juni 1997 soll ein Bericht vorgelegt werden, der die aner- 
kennenswerten Initiativen der vertretenen Gruppen zusam- 
menfaßt. 

4. Eine Vielzahl von Kommunen hat in beeindruckender Weise 
eine eigene Kommunale Agenda 21 auf gestellt. Bund und 
einige Länder leisten Unterstützung durch Erarbeitung von 
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Leitfäden und Handbüchern. Auch hat etwa die Hälfte der Bun- 
desländer einen Agenda 21-Prozeß auf Landesebene eingelei- 
tet. 

5. Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen und der Wis- 
senschaftliche Beirat Globale Umweltveränderungen haben 
das Leitbild der nachhaltigen Entwicklung in den Mittelpunkt 
ihrer Gutachten gestellt und zu einer Konkretisierung beige- 
tragen. Dabei wurde insbesondere die Notwendigkeit einer in- 
terdisziplinären Betrachtung betont. 

6. Viele gesellschaftliche Gruppen, darunter kirchliche Organi- 
sationen, Umweltverbände und Wirtschaftsverbände, fördern 
in vorbildlicher Weise die notwendige gesamtgesellschaftliche 
Debatte über nachhaltige Zukunftsmodelle. Die Diskussion 
über gesellschaftliche Leitbilder, Lebensstile und Werthaltun- 
gen, die grundsätzlich aus der Gesellschaft heraus geführt wer- 
den muß, wird seitens der Bundesregierung durch vielfältige 
Maßnahmen aktiv begleitet. 

Der Deutsche Bundestag selbst hat in der 13. Legislaturperiode die 
Enquete-Kommission „Schutz des Menschen und der Umwelt - 
Ziele und Rahmenbedingungen einer nachhaltig zukunftsverträg- 
lichen Entwicklung" eingerichtet. Ihr Auftrag besteht u. a. darin, 
ökologische Entwicklungspfade im Kontext ihrer sozialen und öko- 
nomischen Auswirkungen zu erarbeiten. Der Zwischenbericht 
wird noch im Frühjahr vorgelegt werden. 

IIL Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. die in dem Bericht der Bundesregierung „Auf dem Weg zu ei- 
ner nachhaltigen, umweltgerechten Entwicklung in Deutsch- 
land" auf gezeigten Strategien einer nachhaltigen Entwicklung 
umzusetzen und weiterzuentwickeln; 

2. den eingeleiteten Dialogprozeß „Schritte zu einer nachhalti- 
gen, umweltgerechten Entwicklung" fortzusetzen, um dem 
auch in Rio bekräftigten Gedanken einer Stärkung der Eigen- 
verantwortung der nichtstaatlichen Akteure Rechnung zu 
tragen; 

3. Wissenschaft und Forschung eng in die politischen und ge- 
sellschaftlichen Entscheidungsprozesse für eine nachhaltige 
Entwicklung einzubeziehen. Dazu gehört auch eine entspre- 
chende Gestaltung des Umweltforschungsprogramms; 

4 . Eigeninitiative aller Akteure durch Schaffung geeigneter Rah- 
menbedingungen zu fördern. Das freiwillige Umweltaudit von 
Unternehmen, das in Deutschland auf sehr hohe Akzeptanz 
stößt, ist in diesem Zusammenhang von besonderer Bedeutung; 

5. sich dafür einzusetzen, daß in der internationalen Zusammen- 
arbeit auf allen Ebenen die Weichen für eine nachhaltige Ent- 
wicklung im Sinne der Agenda 21 gestellt werden. 

Der Deutsche Bundestag fordert darüber hinaus die Länder und 
Kommunen, aber auch Wirtschaft und Verbraucher, Bildungsein- 
richtungen und wissenschaftliche Institution dazu auf, ihre Eigen- 
verantwortung zur Verwirklichung einer nachhaltigen Entwick- 


3 



Drucksache 13/7253 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


lung wahrzunehmen. Notwendig ist auch die Verankerung einer 
Umweltethik in unserer Gesellschaft, um auf der Grundlage eines 
breiten Konsenses zu weiterführenden Schritten einer nachhalti- 
gen Entwicklung zu kommen. 

Bonn, den 19. März 1997 

Dr. Wolfgang Schäuble, Michael Glos und Fraktion 
Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 
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